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Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Das Thema frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung sei in der Schweiz in den
letzten Jahren oft diskutiert und von verschiedener Seite sei die Etablierung einer
Politik der frühen Kindheit gefordert worden. Doch noch habe man es nicht erreicht,
die Förderung der 0-4-Jährigen nachhaltig in der Schweizer Bildungspolitik zu
verankern, so Nationalrat Matthias Aebischer (sp, BE). Im Frühling 2017 reichte er daher
eine parlamentarische Initiative ein, welche eine Ausweitung der Zielgruppe des
Kinder- und Jugendförderungsgesetzes auf Kinder vor dem Kindergartenalter zum Ziel
hatte, um diese bereits in jungen Jahren mit der Förderpolitik des Bundes zu
erreichen.
Im Frühling 2018 stimmten sowohl WBK-NR als auch WBK-SR für Folge geben. Als es in
den darauffolgenden Sitzungen um die Umsetzung der parlamentarischen Initiative
ging, änderte die WBK-NR jedoch einige Male ihre Meinung. Zuerst wollte sie die
Initiative dahingehend umsetzen, dass der Bund die Schaffung von neuen Angeboten im
Bereich der frühen Förderung unterstützen würde. Einige Zeit später sprach sich die
WBK-NR dann aber für die Abschreibung der Initiative aus, weil eine Mehrheit der
Ansicht war, dass sich die Initiative nicht zweckmässig umsetzen lasse. Keine zwei
Monate später machte die WBK-NR erneut eine Kehrtwendung und beschloss, die
Ausarbeitung der Vorlage nun doch anzugehen. Analog zur Kinder- und
Jugendförderung solle der Bund die Kantone im Bereich der frühen Förderung im Sinn
einer befristeten Anschubfinanzierung unterstützen können. Die WBK-NR schickte
damit Ende August 2019 einen Entwurf in die Vernehmlassung, mit welchem der Bund
während zehn Jahren maximal vier Kantonen pro Jahr eine einmalige Finanzhilfe
gewähren kann, und zwar für die Dauer von drei Jahren in der Höhe von jährlich CHF
100'000. Damit sollen die Kantone dabei unterstützt werden, eigene
Massnahmenpakete im Bereich der Förderung der frühen Kindheit zu entwickeln und
umzusetzen. 
Im Rahmen der Vernehmlassung zeigten sich die Mehrheit der Kantone und der
Parteien einverstanden mit der Umsetzung der parlamentarischen Initiative. Die WBK-
NR sah daher keinen Änderungsbedarf; der Entwurf wird nun in den nächsten
Sessionen in den beiden Räten diskutiert. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.05.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich im Sommer 2020 mit der parlamentarischen Initiative
Aebischer (sp, BE) «Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter». Die grosse
Kammer war sich einig, dass der Chancengerechtigkeit im Kleinkindalter eine grosse
Relevanz zukomme. Uneinig war man sich jedoch, welche Rolle dabei der Bund spielen
solle und wie viel mit den zur Diskussion stehenden Finanzierungsmassnahmen erreicht
werden könne. Während sich SP, Grüne und GLP sowie grosse Teile der Mitte-Fraktion
für Eintreten aussprachen und auf den grossen Effekt der vorgesehenen
Anschubfinanzierung hinwiesen, sprachen sich die SVP, ein Grossteil der FDP sowie
einzelne Personen der Mitte-Fraktion gegen Eintreten aus und erläuterten, dass es
nicht Aufgabe des Bundes, sondern der Kantone, Gemeinden und vor allem der
Familien sei, die Kinder zu fördern. Zudem könne mit den geplanten finanziellen Mitteln
sowieso nicht viel erreicht werden. Innenminister Berset betonte in seinem Votum,
dass dem Bundesrat die frühkindliche Förderung sehr wichtig sei. Der Bundesrat sehe
die Verantwortung dafür allerdings auch bei den Kantonen und beantrage daher
ebenfalls, nicht auf die Vorlage einzutreten. Bei der Abstimmung über das Eintreten
überwog aber die Meinung der Kommissionsmehrheit; es votierten 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier für Eintreten, 75 dagegen, zwei enthielten sich
der Stimme. In der darauffolgenden Detailberatung wurde ein Antrag Fivaz (gp, NE),
welcher sich für eine Erhöhung der finanziellen Mittel ausgesprochen hatte, mit 160 zu
80 Stimmen abgelehnt. In der Schlussabstimmung fanden sich 109 Stimmen für die
Annahme des Entwurfs, 75 Stimmen dagegen (bei 4 Enthaltungen). 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2020 mit der parlamentarischen
Initiative Aebischer (sp, BE) mit dem Titel «Chancengerechtigkeit vor dem
Kindergartenalter». Für die Kommissionsmehrheit erläuterte Andrea Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) noch einmal die Bedeutung der Vorlage sowie ihre finanziellen
Konsequenzen und plädierte für die Zustimmung zur Initiative. Sie schloss ihr Votum
mit der Bemerkung, dass der Bund mit dieser Vorlage die Kantone bei der Erarbeitung
von Konzepten zur frühen Förderung lediglich unterstützen könne; die Subsidiarität
bleibe also gewahrt. Benedikt Würth (cvp, SG) als Sprecher der Kommissionsminderheit
sah dies anders. Da die überwiegende Mehrheit der Kantone und Gemeinden im
Bereich der frühen Förderung viel unternehme, sei diese parlamentarische Initiative
nicht sinnvoll und untergrabe vielmehr das Prinzip der Subsidiarität. Sie sorge dafür,
dass es zu Mitnahmeeffekten komme, indem der Bund Projekte unterstütze, die auch
ohne Bundesgelder durchgeführt worden wären. Zudem könnten die Kantone und
Gemeinden darauf setzen, dass der Bund sein einmal begonnenes Engagement
weiterführe und dafür auch die finanziellen Mittel erhöhen würde, ohne dass die
Kantone und Gemeinden selber investieren müssten. Diese Bedenken, unterstützt
durch das Votum von Bundesrat Berset, dass die Politik der frühen Kindheit in der
Kompetenz der Gemeinden und Kantone liege, vermochte die Mehrheit des Ständerates
zu überzeugen: Die grosse Kammer stimmte mit 24 zu 18 Stimmen gegen Eintreten auf
die Vorlage. Als nächstes wird sich wiederum der Nationalrat mit dem Geschäft
befassen. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR befasste sich im Februar 2021 ausführlich mit dem Bereich der
frühkindlichen Bildung und Betreuung. Da dieses Thema für die Kommission von
grosser Bedeutung ist, beschloss sie, eine eigene parlamentarische Initiative
einzureichen, mit welcher die bereits mehrmals verlängerte Anstossfinanzierung für die
familienergänzende Kinderbetreuung in eine stetige Unterstützung überführt werden
soll. Gleichzeitig soll die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
«Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter» bis Ende 2021 sistiert werden. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachdem die WBK-NR im Frühjahr 2022 die Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Aebischer (sp, BE) zur Chancengleichheit vor dem Kindergartenalter vorerst
verschoben hatte, beantragte sie ihrem Rat im April 2023 einstimmig, nicht auf die
Vorlage einzutreten. In der Zwischenzeit hatte die Kommission das Bundesgesetz über
die Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung und der Kantone in ihrer
Politik der frühen Förderung von Kindern (UKibeG) ausgearbeitet, womit das Anliegen
der Initiative Aebischer vollständig umgesetzt werde. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.04.2023
MARCO ACKERMANN

Im Sommer 2023 folgte der Nationalrat dem Beschluss des Ständerats und trat nicht
auf eine parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE) betreffend die
Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter ein. Stillschweigend folgte die grosse
Kammer damit ihrer vorberatenden WBK-NR. Das Anliegen «hat seine Berechtigung»,
erklärte Kommissionssprecher Simon Stadler (mitte, UR), da nicht alle Kinder mit dem
«gleich gut gefüllten Rucksack» in die Schule eintreten. Dem Hauptanliegen dieser
Initiative sei jedoch bereits in der Kita-Vorlage (Pa. Iv. 21.403) Rechnung getragen
worden. Die Initiative war damit erledigt. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 31.05.2023
MARCO ACKERMANN

1) Ergebnisbericht vom 28.1.20; Medienmitteilung WBK-NR vom 12.1.18; Medienmitteilung WBK-NR vom 12.4.19;
Medienmitteilung WBK-NR vom 14.2.20; Medienmitteilung WBK-NR vom 16.8.19; Medienmitteilung WBK-NR vom 2.11.18;
Medienmitteilung WBK-NR vom 22.2.19; Medienmitteilung WBK-SR vom 14.5.18; Medienmitteilung WBK-SR vom 29.8.19
2) AB NR, 2020, S. 1082 ff.
3) AB SR, 2020, S. 724 ff.
4) Medienmitteilung WBK-NR vom 19.2.21
5) Medienmitteilung WBK-NR vom 21.4.23; Medienmitteilung WBK-NR vom 28.1.22
6) AB NR, 2023, S. 962 f.; Medienmitteilung WBK-NR vom 21.4.23
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